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5-Punkte Programm gegen den Arbeitskräftenotstand
Im Jahr 2030 werden in der Schweiz rund 400'000 Arbeitskräfte fehlen. Travail.Suisse, der unabhängige Dachverband von 170‘000 Arbeitnehmenden, schlägt in einem 5-Punkte Programm Massnahmen für einen demographietauglichen Arbeitsmarkt vor. In erster Linie soll das vorhandene Arbeitskräftepotential optimal ausgeschöpft werden – dabei stehen die Gesundheit der Arbeitnehmenden, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie die Erstausbildung und Weiterbildung im Vordergrund.
Susanne Blank, Leiterin Wirtschaftspolitik, Travail.Suisse

Die von Travail.Suisse in Auftrag gegebene BASS-Studie kommt zum Schluss, dass im Jahr 2030 in der Schweiz rund 400'000 Arbeitskräfte fehlen werden. Damit der Wirtschaft und der Gesellschaft auch in Zukunft genügend Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, braucht es die Umsetzung des folgenden 5-Punkte Programms von Travail.Suisse: 
1. Arbeitsbedingungen auf Leistungsfähigkeit 
der älteren Arbeitnehmenden ausrichten 
Heute sind nur gerade 50 Prozent der 63-jährigen Personen noch im Erwerbsprozess. Hauptsächlich aus gesundheitlichen Gründen fallen viele Menschen vor dem ordentlichen Pensionsalter aus dem Arbeitsmarkt. In Bezug auf die Arbeitsmarktpartizipation der Älteren kommt die BASS-Studie zu folgendem Schluss: Würden im Vergleich zu heute zusätzlich 25 Prozent der Erwerbsfähigen ab 63 Jahren bis zum ordentlichen Pensionsalter arbeiten, stünden dem schweizerischen Arbeitsmarkt ungefähr 60'000 Personen (Vollzeitäquivalente) mehr zur Verfügung. Ziel muss es darum sein, die Belastung der Arbeitnehmenden zu reduzieren, um das Potenzial der älteren Arbeitnehmenden bis zum gesetzlichen Pensionsalter optimal nutzen zu können. 
Forderungen
Die Arbeitsbedingungen sind vermehrt auf ältere Arbeitnehmende auszurichten: Es braucht innovative Arbeitsmodelle, die es erlauben, auf den erhöhten Erholungsbedarf der älteren Arbeitnehmenden einzugehen, schrittweise aus dem Erwerbsleben auszusteigen oder die beruflichen Anforderungen an die vorhandenen Kapazitäten der älteren Mitarbeitenden anzupassen. Stichworte dazu sind: Altersteilzeit, Abrücken von altersselektiver Personalpolitik, Weiterbildung ab 50 Jahre, Ermöglichung von horizontalen Karrieren. 

Mehr Ferien für alle: Es braucht über das ganze Erwerbsleben hinweg „6 Wochen Ferien für alle“, wie dies die Volksinitiative von Travail.Suisse verlangt. Mehr Freizeit ermöglicht den notwenigen Ausgleich zur Arbeit, Zeit für Erholung und trägt zum Erhalt der langfristigen Motivation und Leistungsfähigkeit bei. 
2. Pflege und Kinderbetreuung als Service Public sowie Teilzeitstellen für alle 
Vereinbarkeit von Beruf, Kinderbetreuung und Elternpflege ist in der Schweiz immer noch Frauensache. Mütter arbeiten zehn Mal häufiger Teilzeit als Väter und erledigen doppelt so viel Hausarbeit. Gut ausgebildeten Frauen und Männern fehlt oft die notwendige Infrastruktur, die eine Erhöhung der Arbeitsmarktpartizipation auch wirklich machbar macht. Die BASS-Studie kommt in Bezug auf die Vereinbarkeit zu folgendem Schluss: Würden im Vergleich zu heute zusätzlich 25 Prozent der erwerbsfähigen Frauen ihre Arbeitsmarktpartizipation erhöhen, stünden dem schweizerischen Arbeitsmarkt über 100'000 Personen  (Vollzeitäquivalente) mehr zur Verfügung. Ziel muss es sein, dass die Frauen einen Beitrag zur Reduktion des demographisch bedingten Arbeitskräftemangels leisten. Dies kann nur erreicht werden, wenn die Hürden zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit für Frauen und Männer massiv reduziert werden. 
Forderungen
Betreuung von Kindern und älteren Menschen als Teil des Service Public: Der Staat muss eine qualitativ gute Betreuung von Kindern und älteren Menschen flächendeckend und langfristig organisieren, finanzieren und gewährleisten. Dies gehört genau so zum Service Public wie z.B. die Strassen oder der öffentliche Verkehr. So können die Bürgerinnen und Bürger einer Erwerbstätigkeit nachgehen, ohne einen Spagat zwischen Beruf und Familie machen zu müssen. 

Förderung der Teilzeitarbeit für alle: Erwerbstätige Eltern sollen auf allen hierarchischen Stufen und in anspruchsvollen Tätigkeitsgebieten die Möglichkeit haben, Teilzeit zu arbeiten. Zudem sind alle flexiblen Beschäftigungs- und Arbeitszeitmodelle zu fördern, welche die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen. Demzufolge ist Teilzeitarbeit der Vollzeitarbeit in Sachen Sozialversicherungsschutz, Weiterbildungs- und Karrieremöglichkeiten gleichzustellen. 

Einführung eines bezahlten, flexiblen Vaterschaftsurlaubs von mindestens 20 Tagen: Die frisch gebackenen Väter sollen ihren Vaterschaftsurlaub je nach Bedarf flexibel einziehen können. Der Vaterschaftsurlaub ist ein erster Schritt auf dem Weg zur Einführung eines echten, bezahlten Elternurlaubs. Und hilft mit, die Veränderung des Rollenverständnisses weiterzuführen.  
3. Gegen die Ausbildungslosigkeit und für ein Weiterbildungsobligatorium
Vom „war for talents“ ist viel die Rede. Aber aufgepasst: Die Schweiz braucht in Zukunft nicht nur „high potentials“, sondern auch scharenweise Fachkräfte, die qualifizierte Arbeiten, beispielsweise im Bereich der Pflege, der Betreuung und des Unterrichtswesens ausführen können. Genau hier muss in der Schweiz angesetzt werden, indem die hier ansässigen Arbeitnehmenden aus- und weiterbildet werden und das vorhandene Potential optimal ausgeschöpft wird. 

Forderungen 

Nachholbildung ausbauen: In der Schweiz hat es immer noch viele nicht- oder tiefqualifizierte Arbeitnehmende. Das Angebot in der Nachholbildung muss ausgebaut werden. Konkret sollen in der Arbeitslosenversicherung jährlich 1'000 Erwerbslose in eine Grundausbildung einsteigen. Auch ist die Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Bildungsniveaus weiter auszubauen. 

Obligatorische Weiterbildung und Umschulungen: Bereits heute arbeitet jeder zweite Arbeitnehmende nicht mehr auf seinem erlernten Beruf. Diese Entwicklung wird in Zukunft immer mehr zunehmen. Es braucht Umschulungen, so dass die Arbeitnehmenden auch neue Aufgaben übernehmen können (Stichwort horizontale Karrieren fördern).  
Das Weiterbildungsobligatorium von 3 Tagen Weiterbildung pro Jahr für alle führt dazu, dass jeder Arbeitnehmende, unabhängig von Alter oder Qualifikation, in den Genuss von Weiterbildung kommt und seine Arbeitsmarktfähigkeit behalten kann. 
4.
Attraktivität der Schweiz auf globalem Arbeitmarkt erhalten
Im Kontrast zur aktuell laufenden Diskussion über Einwanderungsbeschränkungen geht aus der Studie BASS hervor, dass die Schweiz trotz Ausschöpfung des vorhandenen hiesigen Arbeitskräftepotentials auch in Zukunft auf Einwanderung angewiesen sein wird. Um auch in den nächsten Jahrzehnten ausländische Arbeitnehmende rekrutieren zu können, muss die Schweiz auf dem globalen Arbeitsmarkt attraktiv bleiben. Im Vordergrund steht dabei die Schaffung und Erhaltung zentraler Standortvorteile. 

Forderungen
Gute Löhne und Arbeitsbedingungen: Speziell in der Care-Ökonomie (Pfleger/innen, Betreue/innen etc.) werden in den nächsten Jahrzehnten mehrere zehntausend Arbeitnehmende fehlen. Merkmal dieser Bereiche ist, dass sich die Arbeitsproduktivität kaum steigern lässt. Auch in Zukunft kann eine Stunde Kinderbetreuung oder Altenpflege nicht in 55 Minuten erledigt werden. Trotzdem müssen im Care-Sektor der öffentlichen Hand die Löhne steigen und die Arbeitsbedingungen ein konkurrenzfähiges Niveau erreichen. Ansonsten findet man für diese wichtigen Tätigkeiten, die einer alternden Gesellschaft helfen, ihre grundlegenden Bedürfnisse zu befriedigen, keine Arbeitnehmenden mehr. 
Hohe Lebensqualität erhalten: Die Lebensqualität in der Schweiz ist von ebenfalls hoher Relevanz für die potentiellen Arbeitnehmenden aus dem Ausland. Dazu gehört beispielsweise ein hoch stehendes Infrastrukturangebot (Schulen, öffentlicher Verkehr, öffentliche Sicherheit). Weitere wichtige Faktoren sind die gesellschaftliche Offenheit und die politische Stabilität. Unergiebig sind demgegenüber Steuergeschenke für Ausländer. Denn die qualifizierten Fachkräfte, welche die Schweiz zukünftig aus dem Ausland rekrutieren wird, haben ein mittleres Einkommensniveau und profitieren nicht von Pauschalbesteuerungen. 
Sozialdumper hart bestrafen: Die grösste Bedrohung unserer zentralen Standortvorteile geht zurzeit von den Schweizer Arbeitgebern aus, die Sozialdumping betreiben, indem sie die in der Schweiz geltenden Löhne und Arbeitsbedingungen nicht einhalten. Deshalb braucht es schnellstens eine Verbesserung der flankierenden Massnahmen: So müssen die Sanktionsmöglichkeiten für Schweizer Arbeitgeber, welche keinem allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsvertrag unterstehen, verbessert werden. Es muss eine Solidarhaftung des Generalunternehmers bezüglich seiner Subunternehmen eingeführt werden und Scheinselbständige müssen härter gebüsst werden. 
5.
Mit höheren Unternehmens- und Einkommenssteuern gegen die Spaltung am Schweizer Arbeitsmarkt

Der grösste Arbeitskräftenotstand droht in der Care-Ökonomie (Gesundheitswesen, Heim- und Spitalpflege, Kinderbetreuung, Spitex etc.). Es sind diese Branchen, die im Hinblick auf die demographische Alterung für den Erhalt der Lebensqualität am bedeutsamsten sind. Gleichzeitig kann in diesen arbeitsintensiven Branchen die Produktivität nicht einfach so gesteigert werden. Es besteht die Gefahr, dass die Löhne stagnieren und die Branchen für potentielle Arbeitnehmende an Attraktivität verlieren. Damit die Löhne und Arbeitsbedingungen in diesen Branchen nicht unter der fehlenden Produktivitätssteigerung leiden und diese Arbeiten attraktiv bleiben, braucht der Staat mehr Mittel zur Finanzierung des entsprechenden Lohnwachstums.

Forderungen 

Notwendigkeit zusätzlicher Einnahmen: Die Produktivätsgewinne der privaten Unternehmen müssen steuerlich abgeschöpft werden, um den Arbeitskräftenotstand in der Schweiz zu verhindern. Zur Finanzierung neuer, zum Erhalt des Schweizer Wohlstands erforderlicher Infrastrukturen und Leistungen des Service public für Familien oder für ältere Menschen bedarf es zusätzlicher Einnahmen. Für Travail.Suisse stehen diesbezüglich die Erhöhung der Unternehmenssteuer, die Einführung einer eidgenössischen Erbschaftssteuer oder die Besteuerung von Kapitalgewinnen im Vordergrund. 
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